
 

  

S 5 RJ 972/03 A

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 972/03 A
Datum 05.03.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 135/04
Datum 13.07.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 5. MÃ¤rz 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die KlÃ¤gerin ist 1952 im vormaligen Jugoslawien geboren und AngehÃ¶rige des
Staates Serbien und Montenegro mit dortigem Wohnsitz. Sie besuchte in ihrer
Heimat die achtjÃ¤hrige Grundschule und anschlieÃ�end eine Schule fÃ¼r das
GaststÃ¤ttengewerbe. Von 1976 bis 1986 arbeitete sie in Deutschland als
ungelernte Fabrikarbeiterin und als Bedienung, wobei sie Pflichtbeitragszeiten,
BerÃ¼cksichtigungszeiten, Kindererziehungszeiten und Zeiten des
Sozialleistungsbezuges zurÃ¼cklegte. In ihrer Heimat sind gemÃ¤Ã� Formblatt JU-D
205 vom 19.03.2002 Versicherungszeiten von 1971 bis 1976, vom 01.05.1984 bis
31.07.1985 sowie vom 01.12.1985 bis 31.03.2001 nachgewiesen. Dort ist sie seit
22.11.2001 als Invalide anerkannt. Die LÃ¼cke vom 01.08.1985 bis 30.11.1985 ist
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mit deutschen Pflichtbeitragszeiten belegt (Versicherungsverlaufsbescheid vom
02.12.2002).

Einen Formblattantrag JU-D 201 vom 01.11.2001 lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 30.10.2002/Widerspruchsbescheid vom 24.06.2003 ab mit der BegrÃ¼ndung,
die KlÃ¤gerin kÃ¶nne zwar wegen psychovegetativer StÃ¶rungen depressiver
PrÃ¤gung, Schwindels mit kurzzeitiger Bewusstlosigkeit, wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngiger
Beschwerden und FunktionseinschrÃ¤nkungen bei degenerativen VerÃ¤nderungen
(ohne aktuelle Zeichen von Wurzelreizung) sowie wegen eines unkomplizierten
Mitralklappenvorfalles nur eingeschrÃ¤nkt auf dem Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein.
Zumutbar und der KlÃ¤gerin mÃ¶glich seien jedoch leichte TÃ¤tigkeiten fÃ¼r
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter lediglich qualitativen EinschrÃ¤nkungen.
Entscheidungsgrundlage waren das Formulargutachten JU-D 207 vom 23.01.2002,
Befund- und Behandlungsberichte aus der Heimat sowie ein nervenÃ¤rztliches
Gutachten des Dr.R. aufgrund klinisch-stationÃ¤rer Untersuchung in der Ã�rztlichen
Gutachterstelle R. vom 14.10.2002 bis 16.10.2002. Danach war die KlÃ¤gerin trotz
psychischer, orthopÃ¤discher und internistischer EinschrÃ¤nkungen zwar nicht
mehr in der Lage, die zuletzt in der Heimat ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Betreiberin
einer Spielhalle auszuÃ¼ben, jedoch fÃ¤hig sechs Stunden leichte Arbeiten ohne
besondere Anforderungen an die geistig-psychische Belastbarkeit sowie an
GefÃ¤hrdungs- und Belastungsfaktoren zu erbringen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht Landshut hat die
KlÃ¤gerin beantragt, ihr eine Rente wegen Erwerbsminderung nach den
gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren. Das Sozialgericht hat ein
sozialmedizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten der Dr.T. nach Aktenlage
(07.02.2004) eingeholt, nachdem die KlÃ¤gerin vorgebracht hatte, aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht nach Deutschland reisen zu kÃ¶nnen, ein
angekÃ¼ndigtes entsprechendes Ã¤rztliches Attest aber nicht vorgelegt hatte.
Unter Einbezug der medizinischen Dokumentation des Verwaltungsverfahrens sowie
weiterer von der KlÃ¤gerin vorgelegter Ã¤rztlicher Befund- und
Behandlungsberichte hat Dr.T. diagnostiziert:

â�� HerzklappenverÃ¤nderungen ohne Herzleistungsminderung,

â�� Schwindel mit kurzzeitigen BewusstseinsstÃ¶rungen,

â�� wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden bei degenerativen VerÃ¤nderungen
und Bandscheibenschaden,

â�� psychovegetatives Syndrom depressiver PrÃ¤gung.

Die kardialen Beschwerden schlÃ¶ssen schwere und mittelschwere kÃ¶rperliche
Arbeiten, aus ebenso TÃ¤tigkeiten auf Leitern, auf GerÃ¼sten und an
gefÃ¤hrdenden Maschinen. Die wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngigen Beschwerden hinderten
Arbeiten in Haltungskonstanz und Ã�berkopfarbeiten. Die psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen schlÃ¶ssen Arbeiten mit besonderen AnsprÃ¼chen an die
nervliche Belastbarkeit aus. Im Ã�brigen jedoch kÃ¶nne die KlÃ¤gerin leichte
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Arbeiten im Wechsel zwischen Gehen, Stehen und Sitzen Ã¼berwiegend in
geschlossenen RÃ¤umen, zu ebener Erde vollschichtig, d.h. acht Stunden tÃ¤glich
ausÃ¼ben. Weitere Ã¤rztliche Begutachtungen seien zur Beurteilung der
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin nicht nÃ¶tig.

Dem folgend hat das Sozialgericht die Klage mit Gerichtsbescheid vom 05.03.2004
abgewiesen, weil die KlÃ¤gerin nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt, auf welchen sie als ungelernte Arbeiterin zumutbar
verwiesen werden kÃ¶nne, noch vollschichtig unter nur qualitativen
EinschrÃ¤nkungen tÃ¤tig sein kÃ¶nne.

Die dagegen eingelegte Berufung hat die KlÃ¤gerin mit weiteren Befunden aus der
Heimat begrÃ¼ndet. Der Senat hat ein internistisches SachverstÃ¤ndigengutachten
der Dr.L. nach Aktenlage (10.01.2005) sowie ein psychiatrisches des Dr.S.
(23.03.2005) nach in der Heimat der KlÃ¤gerin und in deren Muttersprache
durchgefÃ¼hrter ambulanter Untersuchung vom 10.03.2005 eingeholt. Dr.L. hat
diagnostiziert:

â�� aufgelockerte â�� fibrosierende VerÃ¤nderungen der Herzklappen,

â�� Mitralklappenprolaps mit gering- bis mÃ¤Ã�iggradiger Mitralklappeninsuffizienz,

â�� stabiler Sinusrhythmus mit vereinzelten Extrasystolen,

â�� Hypotonieneigung,

â�� HyperlipidÃ¤mie mit rÃ¶ntgenologisch nachgewiesener beginnender
GefÃ¤Ã�sklerose,

â�� keine anhaltende BlutbildstÃ¶rung,

â�� Neigung zu Lymphknotenschwellungen im Halsbereich,

â�� keine anhaltenden Magenbeschwerden sowie

â�� degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule und Osteoporoseentwicklung
mit chronisch-rezidivierenden Lumbalgien, Cervikalgien und Cervikobrachialgien.

Trotz dieser EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin noch kÃ¶rperlich leichte,
psychisch nicht belastende TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
vollschichtig ausÃ¼ben. Zu vermeiden seien EinflÃ¼sse mit Verminderung der
Widerstandskraft des KÃ¶rpers oder mit erhÃ¶htem Risiko fÃ¼r bakterielle Infekte,
mittelschwere und schwere Arbeiten, Arbeiten ohne wechselnde Position, mit
besonderer psychischer Belastung, mit erhÃ¶htem Zeitdruck, Nacht- und
Wechselschicht, KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft oder starke Hitze, lang anhaltende
Fehlhaltungen der WirbelsÃ¤ule und schwerem Heben, Tragen, BÃ¼cken sowie
hÃ¤ufiger Ã�berkopfarbeit.
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Dr.S. hat diagnostiziert:

â�� Massiver chronischer Analgetica- und Benzodiazepinmissbrauch,

â�� multiple internistische und orthopÃ¤dische Erkrankungen sowie

â�� Verdacht auf Parasitenbefall des Zentralnervensystems.

Im Vordergrund stehe eine massive Problematik von Medikamentenmissbrauch und
-abhÃ¤ngigkeit. Differentialdiagnostisch sei auch eine Dysthymie aus sozialen
GrÃ¼nden denkbar. Die KlÃ¤gerin sei noch immer unter den Ã¼blichen
Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses des allgemeinen Arbeitsmarktes in der
Lage, acht Stunden tÃ¤glich leichte Arbeiten aus wechselnder Ausgangsposition,
ohne verstÃ¤rkte nervliche Belastung wie erhÃ¶htem Zeitdruck, Nacht- und
Wechselschicht, ohne schweres Heben und Tragen, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, hÃ¤ufige
Ã�berkopfarbeit und ohne Akkord zu verrichten. Die WegefÃ¤higkeit sei nicht
eingeschrÃ¤nkt, die UmstellungsfÃ¤higkeit vorhanden, weitere fachÃ¤rztliche
Begutachtungen nicht erforderlich.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils
des Sozialgerichts Landshut vom 05.03.2004 sowie des Bescheides vom 30.10.2002
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.06.2003 zu verurteilen, ihr eine
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid
des Sozialgerichts Landshut vom 05.03.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 13.07.2005 waren
die Verwaltungsakten der Beklagten. Darauf sowie auf die Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 30.10.2002 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.06.2003, mit welchem sie den Antrag
vom 01.11.2001 auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit abgelehnt hat. Die hiergegen erhobene Klage hat das
Sozialgericht Landshut mit Gerichtsbescheid vom 05.03.2004 zu Recht abgewiesen.
Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf die begehrte Rente.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin richtet sich den Vorschriften des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der ab 01.01.2001 geltenden neuen Fassung (Â§ 300
Abs.2 SGB VI).

Nach Â§ 43 Abs.1 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen teilweiser
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Erwerbsminderung, wenn sie

1. teilweise erwerbsgemindert sind, d.h. wegen Krankheit oder Behinderung auf
Dauer auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit von fÃ¼nf Jahren
erfÃ¼llt haben.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.2 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung, wenn sie voll erwerbsgemindert sind, d.h. auf Dauer
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit von fÃ¼nf Jahren
erfÃ¼llt haben.

Ã�bergangsweise haben Versicherte, die â�� wie die KlÃ¤gerin â�� vor dem 2.
Januar 1961 geboren sind, gemÃ¤Ã� Â§Â§ 240, 241 Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung, wenn sie bei ErfÃ¼llung der sonstigen
Voraussetzungen berufsunfÃ¤hig sind. BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger auf sechs
Stunden gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die den KrÃ¤ften und
FÃ¤higkeiten der Versicherten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung von
Dauer und Umfang ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufes und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Ein LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden tÃ¤glich oder mehr in einem
zumutbaren Beruf schlieÃ�t somit regelmÃ¤Ã�ig einen Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit sowie teilweiser und voller Erwerbsminderung aus.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Frage der BerufsunfÃ¤higkeit ist nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung der bisherige Beruf, den die versicherte Person in der deutschen
Rentenversicherung versicherungspflichtig ausgeÃ¼bt hat. Kann ein Versicherter
diesen bisherigen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben, liegt BerufsunfÃ¤higkeit nur dann
vor, wenn es nicht zumindest eine andere berufliche TÃ¤tigkeit gibt, die sozial
zumutbar ist und fÃ¼r die sich die versicherte Person sowohl gesundheitlich als
auch fachlich eignet.
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Nicht maÃ�geblich ist die von der KlÃ¤gerin zuletzt in der Heimat ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit. Zwar ist auf den Anspruch der KlÃ¤gerin das Abkommen der
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen FÃ¶rderativen Republik
Jugoslawiens Ã¼ber soziale Sicherheit vom 12.10.1968 (BGBl.1969 II S.1438 â�� in
der Fassung des Ã�nderungsabkommens vom 30.09.1974, BGBl.1975 II S.390)
anzuwenden, was aus der Deklaration im Protokoll vom 12.12.1996 zwischen der
Bundesrepublik und dem Heimatstaat der KlÃ¤gerin hervorgeht (Bekanntmachung
vom 20.03.1997, BGBl.II S.961; vgl. auch BSG, Urteil vom 11.05.2000 â�� B 13 RJ
19/99 R). Dort ist im Wesentlichen die gegenseitige Anerkennung und
Gleichstellung von Versicherungszeiten enthalten; eine BerÃ¼cksichtigung von im
Heimatstaat ausgeÃ¼bten beruflichen TÃ¤tigkeiten bei der Frage der
BerufsunfÃ¤higkeit ist dort jedoch nicht bestimmt.

Aus dem gesamten Akteninhalt ergibt sich, dass die KlÃ¤gerin ungelernte
ArbeiterinnentÃ¤tigkeiten in einer WÃ¤scherei sowie in der Fabrikation kÃ¼nstlicher
FrÃ¼chte ausgeÃ¼bt hat. NÃ¤here AuskÃ¼nfte zur TÃ¤tigkeit im H.-Imbiss und
Gasthof K. der vormaligen Inhaberin D. K. in L. waren weder von der KlÃ¤gerin zu
erhalten, noch konnten Angaben des Arbeitgebers erreicht werden, weil dieser
unter der angegebenen Anschrift nicht zu ermitteln war. Da nach AusschÃ¶pfung
aller mÃ¶glichen Beweismittel die QualitÃ¤t der von der KlÃ¤gerin in Deutschland
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten nicht ermittelt werden konnte, ist nach den Regeln der
formellen Beweislast davon auszugehen, dass sie nur ungelernte TÃ¤tigkeiten
ausgeÃ¼bt hat. Dem entspricht es, dass sie Ã¼ber keine Ausbildung in der
Bundesrepublik Deutschland verfÃ¼gt.

Damit darf die KlÃ¤gerin, ausgehend von dem in stÃ¤ndiger Rechtsprechung
entwickelten Mehrstufenschema (BSG SozR 3-2200 Â§-1246 Nrn.13, 27 m.w.N.),
zumutbar auf alle Arbeiten verwiesen werden, die der allgemeine Arbeitsmarkt zur
VerfÃ¼gung stellt. Dort kann die KlÃ¤gerin noch vollschichtig unter lediglich
qualitativen EinschrÃ¤nkungen tÃ¤tig sei. Diese Ã�berzeugung des Senats ergibt
sich in WÃ¼rdigung der vorgelegten medizinischen Dokumentation, dem im
Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten des Dr.R. sowie der gerichtlichen
Gutachten der Dr.T. , Dr.L. und des Dr.S â�¦ Wie Dr.T. und Dr.L. Ã¼bereinstimmend
in Auswertung der medizinischen Dokumentation einschlieÃ�lich der von der
KlÃ¤gerin selbst vorgelegten Befund- und Behandlungsberichte festgestellt haben,
bestehen gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen auf internistischem und
orthopÃ¤dischem Gebiet zusÃ¤tzlich zu weiteren â�� in Gutachten Dr.S. nÃ¤her
beschriebenen â�� psychischen Erkrankungen. Internistischerseits leidet die
KlÃ¤gerin unter myxÃ¶dematÃ¶sen fibrosierenden VerÃ¤nderungen der
Herzklappen sowie an einem Mitralklappenprolaps mit gering- bis mÃ¤Ã�iggradiger
Mitralklappeninsuffizienz, wobei ein stabiler Sinusrhythmus mit vereinzelten
Extrasystolen besteht; sie neigt zu Hypotonie, zu HyperlipidÃ¤mie, welche
rÃ¶ntgenologisch nachgewiesenermaÃ�en eine beginnende GefÃ¤Ã�skoliose nach
sich zieht sowie an einer Neigung zu Lymphknotenschwellungen im Bereich des
Halses. OrthopÃ¤discherseits sind degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule
sowie Osteoporoseentwicklungen festzustellen mit chronisch rezidivierenden
Lumbalgien, Cervicalgien und Cervicobrachialgien. Psychiatrischerseits ist nach
dem Ã¼berzeugenden Gutachten des Dr.S. ein massiver chronischer Missbrauch
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von Analgetika- und Benzodiazepinmedikamenten vorhanden.

Trotz dieser Einkrankungen kann die KlÃ¤gerin nach der Ã¼bereinstimmenden
Feststellung der SachverstÃ¤ndigen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte
TÃ¤tigkeiten vollschichtig ausÃ¼ben. Diese TÃ¤tigkeiten mÃ¼ssen wechselnde
Arbeitspositionen ermÃ¶glichen und EinflÃ¼sse ausschlieÃ�en, die die
Widerstandskraft des KÃ¶rpers vermindern oder mit einem erhÃ¶hten Risiko fÃ¼r
bakterielle Infekte einhergehen. Unzumutbar sind TÃ¤tigkeiten mit besonderer
psychischer Belastung, erhÃ¶htem Zeitdruck, mit Nacht- und Wechselschicht, mit
Einfluss von KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft oder starker Hitze, lang anhaltende
Fehlhaltungen der WirbelsÃ¤ule sowie hÃ¤ufige Ã�berkopfarbeit. Damit reicht das
Restleis-tungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin aus, leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes auszuÃ¼ben, ohne dass es der Benennung einer konkreten
VerweisungstÃ¤tigkeit bedarf. Die WegefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ist nicht
herabgesetzt, ebenso wenig die UmstellungsfÃ¤higkeit.

Die KlÃ¤gerin hat somit keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, weil
sie zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten unter nicht unÃ¼blichen qualitativen
EinschrÃ¤nkungen ohne quantitative BeschrÃ¤nkungen verrichten kann. Sie hat
erst recht keinen Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43
Abs.1 und Abs.2 SGB VI, weil sie die dortigen noch strengeren Voraussetzungen
nicht erfÃ¼llt.

Ob die KlÃ¤gerin in Deutschland â�� nur dies ist maÃ�geblich â�� einen
Arbeitsplatz tatsÃ¤chlich erhalten kÃ¶nnte, ist rechtlich unerheblich, weil ihr als
vollschichtig einsetzbarer Versicherter der Arbeitsmarkt offen steht (BSG SozR
3-2200 Â§ 1246 Nr.50). Entscheidend ist, dass die KlÃ¤gerin eine quantitativ nicht
begrenzte TÃ¤tigkeit unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen ausÃ¼ben kann und
eine Summierung auÃ�ergewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht besteht
(vgl. BSG NZS 1997, 421).

Aus diesen GrÃ¼nden war der Berufung der Erfolg zu versagen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs.2 SGG).

Erstellt am: 06.10.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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